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Bekanntmachung 
 
 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 
 

DER GEMEINDE   R E K E N   FÜR DAS HAUSHALTSJAHR   2 0 1 7 
 
Die Haushaltssatzung ist mit ihren Anlagen gemäß § 80 Abs. 5 Gemeindeordnung 
dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Borken angezeigt worden. 
Die Aufsichtsbehörde stimmt der öffentlichen Bekanntmachung mit der Einschrän-
kung zu, dass § 1 der Haushaltssatzung vor der Bekanntmachung wie folgt korrigiert 
wird: 
 
Der bisherige Gesamtbetrag der Erträge erhöht sich um die Finanzerträge von 
25.460.873 EUR auf 25.536.718 EUR. Der bisherige Gesamtbetrag der Aufwendun-
gen erhöht sich um die Finanzaufwendungen von 27.094.743 EUR auf 27.098.343 
EUR. 
 
Auswirkungen auf die beschlossenen Ansätze im Haushaltsplan ergeben sich nicht. 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der zur-
zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Reken mit Beschluss vom 
14.12.2016 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für die Erfüllung der Aufga-
ben der Gemeinde voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und not-
wendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf       25.536.718 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      27.098.343 EUR 
 
im Finanzplan 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  23.140.018 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 24.830.363 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit     3.656.040 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit     3.808.250 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen der Finanzierungstätigkeit auf                   0 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen der Finanzierungstätigkeit auf                   0 EUR 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, 
wird auf 
 

153.270 EUR 
 
festgesetzt. 

 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

580.000 EUR 
 

festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahreser-
gebnisses im Ergebnisplan wird auf  
 

1.561.625 EUR 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen 
werden dürfen, wird auf 
 

1.000.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2017  
wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf     180 v. H. 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf     360 v. H. 
 
2. Gewerbesteuer auf    400 v. H. 
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§ 7 
 
entfällt 
 
 

§ 8 
 
Die festgesetzten Bewirtschaftungsregeln (siehe Anlage) sind mit ihren haushalts-
rechtlichen Auswirkungen Bestandteil des Haushaltsplanes. 
 

 

§ 9 
 

Geringfügige über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
bis zu einem Betrag von 1.000 EUR werden dem Rat nicht gesondert bekannt gege-
ben. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gelten gemäß § 
83 Abs. 2 GO NRW als erheblich und bedürfen der vorherigen Zustimmung des Ra-
tes, wenn sie je Position des Teilergebnis- /Teilfinanzplanes den Gesamtbetrag von 
20.000 EUR übersteigen. 
 
Dies gilt nicht für über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, 
die auf Grund gesetzlicher oder tariflicher Verpflichtungen entstehen, die sich auf den 
inneren Verrechnungsbereich beziehen, die Geldanlagen betreffen, die im Rahmen 
des Jahresabschlusses anfallen oder deren Deckung durch die Erstattung Anderer 
gewährleistet ist. 
 

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Haushaltsatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2017 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist ge-
mäß § 80 (5) Gemeindeordnung NRW (GO NRW) dem Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 15. Dezember 2016 angezeigt worden. Die 
Aufsichtsbehörde hat per Schreiben vom 06. Januar 2017 mitgeteilt, dass nach Prü-
fung der vorgelegten Unterlagen keine Bedenken bestehen, die angezeigte Haus-
haltssatzung bekannt zu machen. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt für 
das Jahr 2017 gemäß § 80 (6) GO NRW im Rathaus der Gemeinde Reken, Zimmer 
2.10, während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus. 

 

Hinweis: 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit der Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Haushaltssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Reken, 18.01.2017 

 

gez. Deitert 

 

Manuel Deitert 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung 
 
 
über die Widerspruchsrechte bei der Erteilung von Melderegisterauskünften 
und Datenübermittlungen 
 
 
Unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen werden von der Gemeinde 
Reken als Meldebehörde Melderegisterauskünfte und Datenübermittlungen über 
personenbezogene Daten aus dem Melderegister erteilt bzw. durchgeführt. Rechts-
grundlagen hierfür sind ab 01.11.2015 verschiedene Regelungen des Bundesmelde-
gesetzes, die dazugehörigen Bundes- und Landesverordnungen, das Meldegesetz 
NRW sowie weitere Spezialgesetze.  
  
Für einen Teil dieser gesetzlich vorgesehenen Melderegisterauskünfte bzw. Daten-
übermittlungen besteht die Möglichkeit, Widerspruch einzulegen. Ein etwaiger Wider-
spruch bleibt dann bis zu dessen Widerruf im Melderegister der Gemeinde Reken, 
sofern keine gesetzlichen Löschfristen bestehen.  
 
Die Gemeinde Reken informiert Sie über Ihre bestehenden Widerspruchsrechte bei 
folgenden Melderegisterauskünften bzw. Datenübermittlungen:  
 
1. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Parteien, Wählergruppen und 

andere Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Ab-
stimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten. Hierzu gehören auch Abstimmungen im 
Zusammenhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden.  

 
Rechtsgrundlagen:  
§ 50 Abs. 1 und 5 des Bundesmeldegesetzes (BMG) sowie § 8 des Meldegeset-
zes Nordrhein-Westfalen (MG NRW)  

 
Hinweise:  
Der Widerspruch kann nur bei der Meldebehörde eingelegt werden, bei der der 
alleinige Wohnsitz oder der Hauptwohnsitz (bei mehreren Wohnungen) besteht. 
Widersprüche, die nach der bisherigen Rechtslage eingetragen wurden, behalten 
ihre Gültigkeit.  

 
 
2. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Mandatsträger, Presse oder 

Rundfunk über Alters- oder Ehejubiläen 
 

Rechtsgrundlage:  
§ 50 Abs. 2 und 5 BMG  
 
Hinweise:  
Der Widerspruch gilt im Hinblick auf Ehejubiläen auch für den anderen Ehegat-
ten/Lebenspartner und ist bei allen Meldebehörden einzulegen, in deren Zustän-
digkeitsbereich Sie mit einer Wohnung (bei mehreren Wohnungen) gemeldet 
sind. Bei der Weitergabe der Daten an Presse oder Rundfunk kann nicht ausge-
schlossen werden, dass von dort auch eine Veröffentlichung im Internet erfolgt.  
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3. Melderegisterauskünfte/Datenübermittlungen an Adressbuchverlage zur Herstel-
lung von Adressenverzeichnissen in Buchform 

 
Rechtsgrundlage:  
§ 50 Abs. 3 und 5 BMG  

 
Hinweise:  
Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden einzulegen, in deren Zuständig-
keitsbereich Sie mit einer Wohnung (bei mehreren Wohnungen) gemeldet sind.  

 
 
4. Datenübermittlungen an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundes-

wehr. Die Datenübermittlung erfolgt bis 31.3. eines Jahres über Personen, die im 
nächsten Jahr volljährig werden und die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.  

 
Rechtsgrundlagen:  
§ 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) i. V. m. § 36 Abs. 2 BMG  

  
Hinweise:  
Der Widerspruch kann nur bei der Meldebehörde eingelegt werden, bei der der 
alleinige Wohnsitz oder der Hauptwohnsitz (bei mehreren Wohnungen) besteht. 
Ein etwaiger Widerspruch wird mit Vollendung des 18. Lebensjahres automatisch 
gelöscht. Widersprüche, die nach der bisherigen Rechtslage eingetragen wur-
den, behalten ihre Gültigkeit.  

 
 
5. Datenübermittlungen von Familienangehörigen an öffentlich-rechtliche Religions-

gesellschaften, sofern sie nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaft angehören. Familienangehörige sind der Ehegatte oder Le-
benspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von minderjährigen Kindern. 
Das Widerspruchsrecht gilt nicht, sofern die Daten für Zwecke des Steuererhe-
bungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt 
werden.  

 
Rechtsgrundlage:  
§ 42 Abs. 1 bis 3 BMG  

 
Hinweise:  
Der Widerspruch kann nur bei der Meldebehörde eingelegt werden, bei der der 
alleinige Wohnsitz oder der Hauptwohnsitz (bei mehreren Wohnungen) besteht. 
Widersprüche, die nach der bisherigen Rechtslage eingetragen wurden, behalten 
ihre Gültigkeit.  

 
 
Reken, 16.01.2017 
 
 
gez. Deitert 
 
Manuel Deitert 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

 
Auslegung der Eintragungslisten (Ort und Zeit) des Volksbegehrens "Abitur 

nach 13 Jahren an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" in der Zeit 
vom  

02. Februar 2017 bis 07. Juni 2017 
 
 
1.  Auf Antrag hat die Landesregierung gemäß Artikel 68 Abs. 1 Satz 5 der Landes-

verfassung und § 10 Abs. 1 Satz 3 VIVBVEG die amtliche Listenauslegung für ein 
Volksbegehren zugelassen, das auf folgenden Gegenstand der politischen Wil-
lensbildung gerichtet ist:  

 

Der Landtag möge sich befassen mit dem "Abitur nach 13 Jahren an Gymnasien: 
Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!"  

 

2.  Die Zulassung der amtlichen Listenauslegung ist am 05. Januar 2017 vom Minis-
terium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen im Ministe-
rialblatt Nr. 1 Seite 14 des Landes Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht worden. 
Gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Verfahren bei Volksinitia-
tive, Volksbegehren und Volksentscheid (VIVBVEG) erfolgt die amtliche Listen-
auslegung in der Zeit vom 02. Februar bis 07. Juni 2017.  

 

3.  In diesem Zeitraum liegen die Eintragungslisten für das Volksbegehren während 
der allgemeinen Öffnungszeiten, 

 

vormittags   montags – freitags  08:30 Uhr – 12:30 Uhr 
 

nachmittags   montags – mittwochs 14:00 Uhr – 15:30 Uhr 
donnerstags   14:00 Uhr – 18:00 Uhr, 

 

sowie an folgenden Sonntagen jeweils von 10:00 Uhr – 14:00 Uhr  
 

  19. Februar 2017 
  26. März 2017 
  30. April 2017 
28. Mai 2017 

 
im Bürgerbüro der Gemeinde Reken, Kirchstraße 14, 48734 Reken, aus. 

 
4.  Eintragungsberechtigt ist, wer innerhalb der Auslegungsfrist wahlberechtigt zum 

Landtag Nordrhein-Westfalen ist bzw. wird, in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis 
der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist und sein Stimmrecht nicht verloren 
hat.  

 
Reken, 17.01.2017 
 
gez. Deitert 
 
Manuel Deitert 
Bürgermeister 



- 9 - 

. . . 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
Bekanntmachung über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis 
(Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) und auf Beantragung eines Eintra-
gungsscheines anlässlich der amtlichen Listenauslegung für das von der Lan-
desregierung zugelassene Volksbegehren "Abitur nach 13 Jahren an Gymnasi-
en: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" vom 02. Februar 2017 bis 07. Juni 
2017  
 
 

1.  Das Volksbegehren ist auf folgenden Gegenstand der politischen Willensbildung 
gerichtet: Der Landtag möge sich mit dem Volksbegehren "Abitur nach 13 Jahren 
an Gymnasien: Mehr Zeit für gute Bildung, G9 jetzt!" mit dem Ziel, dass an Gym-
nasien in NRW das Abitur wieder nach einer Regelschulzeit von 13 Jahren - ohne 
Pflicht zum Nachmittagsunterricht - abgelegt wird, befassen.  
Dieses Ziel soll durch eine entsprechende Änderung des Schulgesetzes NRW er-
reicht werden.  

 
2.  Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) für das Volks-

begehren für die Gemeinde Reken wird in der Zeit vom 24. bis zum 27. Januar 
2017 während der allgemeinen Öffnungszeiten  
 
vormittags   montags – freitags  08:30 Uhr – 12:30 Uhr 

 
nachmittags   montags – mittwochs 14:00 Uhr – 15:30 Uhr 

donnerstags   14:00 Uhr – 18:00 Uhr, 
 
im Bürgerbüro der Gemeinde Reken, Kirchstraße 14, 48734 Reken, für Eintra-
gungsberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten.  
 
Jeder Eintragungsberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu sei-
ner Person in dem Verzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Ein-
tragungsberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit von anderen im Wähler-
verzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit des Verzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Eintragungsberechtigten, für 
die im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist.  

 
Das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) wird im automa-
tisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät mög-
lich. 
Zur Eintragung in die amtlich ausgelegten Listen wird nur zugelassen, wer in das 
Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) eingetragen ist.  

 
3.  Wer das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) für unrich-

tig oder unvollständig hält, soll sofort nach Einsichtnahme Einspruch einlegen. Der 
Einspruch muss spätestens am letzten Tage der Einsichtsfrist (27. Januar.2017) 
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bis 12:30 Uhr im Bürgerbüro der Gemeinde Reken schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift eingelegt werden.  

 
4. Eine individuelle Benachrichtigung der in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der 

Eintragungsberechtigten) eingetragenen Eintragungsberechtigten über die Listen-
auslegung, die Voraussetzungen für die Eintragung in die Listen sowie die Eintra-
gungsstellen erfolgt nicht.  

 
5. Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag (Antragsmöglichkeit bis zum 31. Mai 

2017)  
 

a) jeder in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) 
eingetragene Antragsteller, 

  
b) ein nicht in das Verzeichnis eingetragener Antragsteller, wenn er nachweist, 

dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist versäumt hat bzw. nicht in 
das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintragungsberechtigten) aufge-
nommen worden ist oder wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an dem 
Volksbegehren erst nach Ablauf der Einspruchsfrist entstanden ist oder sich 
herausstellt.  

 
Eintragungsscheine können von in das Wählerverzeichnis (Verzeichnis der Eintra-
gungsberechtigten) eingetragenen Eintragungsberechtigten bis zum 31. Mai 2017, 
bei der Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich (auch per Fax oder E-Mail) bean-
tragt werden. Eine elektronische Beantragung online über www.reken.de ist ebenfalls 
nur bis zum 31. Mai 2017, möglich. Eine telefonische Beantragung ist nicht möglich. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch schriftliche Vollmacht des An-
tragstellers nachweisen, dass er hierzu berechtigt ist.  
 
Reken, 17.01.2017 
 
 
gez. Deitert 
 
Manuel Deitert 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckverbandes 
Westmünsterland Gewerbepark A 31 für das Haushaltsjahr 2016 

 
 
1. Haushaltssatzung 

Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 204) in Verbindung mit den §§ 
78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 966), hat die Verbandsversamm-
lung des Zweckverbandes Westmünsterland Gewerbepark A 31 mit Beschluss vom 
06.12.2016 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für die Erfüllung der Aufgaben 
des Zweckverbandes voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und not-
wendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
 
im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 101.100 Euro 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 101.100 Euro 
 
im Finanzplan mit 

 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 

 
101.100 Euro 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 
 

 
151.100 Euro 

 
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
20.000 Euro 

 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
850.000 Euro 

   
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 

aus der Finanzierungstätigkeit auf 
 

0 Euro 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 

aus der Finanzierungstätigkeit auf 
 

0 Euro 
   
   
festgesetzt. 
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§ 2 

Die von den Verbandsmitgliedern zu zahlende Umlage wird auf  50.000 Euro 

 
festgesetzt. 
 
 

§ 3 

Der Gesamtbetrag der Gesellschafterdarlehen, deren Aufnah-
me für Investitionen erforderlich ist, wird auf 
 
festgesetzt.  

 
0 Euro 

 
 

§ 4 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur 
Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren er-
forderlich ist, wird auf 
 
festgesetzt. 

 
 

0 Euro 

 
 

§ 5 

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 
 

§ 6 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf  
 
festgesetzt. 

 
500.000 Euro 

 
 

§ 7 

(Haushaltssicherungskonzept): entfällt 
 

 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 18 GkG in Verbindung mit § 80 
Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Borken 
mit Schreiben vom 07. Dezember 2016 angezeigt worden. Aufsichtsbehördliche Be-
denken bestehen gegen die Bekanntmachung der Haushaltssatzung nicht. 
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Gemäß § 18 GkG ist eine öffentliche Auslegung des Haushaltsplanes nicht erforder-
lich. 
 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) die Verbandsvorsteherin hat den Beschluss der Verbandsversammlung des 

Zweckverbandes Westmünsterland Gewerbepark A 31 vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband Westmüns-

terland Gewerbepark A 31 vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Borken, 21.12.2016 
 
gez. Schulze Hessing 
 
Schulze Hessing 
Verbandsvorsteherin 
 
 
Vorstehende Bekanntmachung wird hiermit zur Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Gemeinde Reken freigegeben. 
 
 
Reken, 17.01.2017 
 
 
gez. Deitert 
 
Manuel Deitert 
Bürgermeister 
 


